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(Nr. 4783.) Beſtaͤtigungs⸗Urkunde, betreffend das Statut der unter dem Namen: „Stein⸗ 
kohlen⸗Bergbau⸗Aktiengeſellſchaft Zollern“ mit dem Domizil in Dortmund 
errichteten Aktiengeſellſchaft. Vom 28. September 1857. 


I Wi Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
’ Preußen ꝛc. ꝛc. 


füuͤgen hiermit zu wiſſen, daß Wir die Errichtung einer Aktiengeſellſchaft un⸗ 

ter der Benennung: „Steinkohlen⸗Bergbau⸗Aktiengeſellſchaft Zollern“, deren Sitz 
in Dortmund im Regierungsbezirk Arnsberg ſein ſoll, und welche die Erwer⸗ 
bung und den Betrieb von Steinkohlengrüben, nebſt Verwerthung ſonſtiger 
| brechenden Mineralien, ſowie die Gewinnung und Verwerthung von Koaks 
zum Zweck hat, auf Grund des Geſetzes vom 9. November 1843. genehmigt 
Fund dem in dem notariellen Akte vom 5. Juli 1857. feſtgeſtellten Geſellſchafts⸗ 
5 va Statute Unfere landesherrliche Beſtaͤtigung ertheilt haben. 


Wir befehlen, daß dieſe Urkunde mit dem vorerwaͤhnten notariellen Akte 
vom 5. Juli 1857. fr immer verbunden und nebſt dem Wortlaute der Sta⸗ 
tuten durch die Geſetz Sammlung und durch das Amtsblatt Unſerer Regierung 
in Arnsberg zur öffentlichen Kenntniß gebracht werde. W 


5 Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beige⸗ 
drucktem Königlichen Inſiegel. | 


Gegeben Sansſouci, den 28. September 1857. 
(JL. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. Simons. 
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Statuten 


der 


Steinkohlen⸗Bergbau⸗Aktiengeſellſchaft „Zollern“ in Dortmund. 


Titel I. 
Bildung und Zweck der Geſellſchaft. 


§. 1. 


Vorbehaltlich der landesherrlichen Genehmigung wird nach den Beſtim⸗ 
mungen des Geſetzes vom 9. November 1843. eine mit Korporations⸗- und 
kaufmaͤnniſchen Rechten verſehene Aktiengeſellſchaft gebildet, unter der Firma: 


„Steinkohlen-Berg bau-Aktiengeſellſchaft Zollern“, 


welche in Dortmund ihren Sitz und bei dem Kreisgerichte zu Dortmund ihren 


Gerichtsſtand hat. 
H. 2. 


Jeder Aktionair nimmt durch den Erwerb oder die Zeichnung einer Aktie 4 


Domizil in Dortmund. Alle Inſinuationen erfolgen nach Maaßgabe der HH. 20. 
und 21. Tit. VII. Theil I. der Allgemeinen Gerichts-Ordnung guͤltiger Weiſe 
an die in Dortmund wohnende, von ihm zu beſtimmende Perſon, oder an dem 
in dieſem Orte belegenen, von ihm zu beſtimmenden Hauſe, und in Ermange⸗ 
lung der Beſtimmung einer Perſon oder eines Hauſes auf dem Prozeßbuͤreau 
des Kreisgerichts zu Dortmund. 


8 


Der Zweck der Geſellſchaft iſt: 
a) Erwerbung und Betrieb von Steinkohlengruben nebſt Verwerthung ſon⸗ 
0 ſtiger beibrechender Mineralien; \ 
b) Gewinnung und Verwerthung von Koaks. 


Titel II. 
Or ganiſation der Geſellſchaft. 
H. 4. 
Mitglied der Geſellſchaft iſt Jeder, welcher derſelben durch Gre 
8 ie 
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a beitritt, ſtimmfaͤhiges Mitglied nur der Beſitzer von mindeſtens fünf 
lktien. : 
Die berufene Verſammlung der ſtimmfaͤhigen Mitglieder bildet die Ges 
neralverſammlung (§ . 17 — 27.). 


§. 5. 


Von den ſtimmfaͤhigen Mitgliedern wird in der Generalverſammlung 
zur allgemeinen Leitung der Angelegenheiten der Geſellſchaft aus deren Aktio⸗ 
nairen ein Verwaltungsrath erwählt ($$. 12 — 16.). 5 


$. 6. 


Der Verwaltungsrath ernennt zur Ausführung der ſtatutenmaͤßigen Vor⸗ 
ſchriften und feiner Befchlüffe, ſowie zur ſpeziellen Leitung und Fuͤhrung der 
Geſchaͤfte einen Direktor (§ . 7 — 11.). Die Wahl des Direktors erfolgt zu 
gerichtlichem oder notariellem Protokolle, deſſen Lee zu ſeiner Legiti⸗ 
mation dient. Sein Name iſt durch die H. 18. beſtimmten öffentlichen Blätter 
bekannt zu machen. n 


Erſter Abſchnitt. 
Von der Direktion. 


F. 7. 


Der von dem Verwaltungsrathe ernannte und demſelben untergeordnete 
Direktor iſt fuͤr die Geſchaͤftsfuͤhrung verantwortlich. 


H. 8. 


N Der Direktor nimmt an den Sitzungen des Verwaltungsrathes Theil, 
hat jedoch, wenn er nicht Mitglied deſſelben iſt, nur eine berathende Stimme. 
Er unterzeichnet die Korreſpondenz, ſowie alle Zahlungsanweiſungen auf 
den Kaſſirer und alle Quittungen; er acceptirt und unterſchreibt, indoſſirt alle 
Wechſel und Anweiſungen und zeichnet fuͤr alle laufenden Geſchaͤfte, welche 
als Ausfuͤhrung der bereits getroffenen Einrichtungen, gefaßten Beſchluͤſſe oder 
abgeſchloſſenen Vertraͤge zu betrachten ſind; doch muͤſſen alle Unterſchriften des 
Direktors von Einem der Mitglieder des Verwaltungsrathes oder von einem 
zweiten Beamten der Geſellſchaft, den der Verwaltungsrath delegirt, kontra⸗ 
ſignirt werden. N f i a 
Bei Krankheiten und ſonſtigen Behinderungsfaͤllen des Direktors uͤber⸗ 
nimmt auf den Vorſchlag des Vorſitzenden ein von dem Verwaltungsrathe 
dazu beſtimmtes Mitglied des Verwaltungsrathes oder ein in gleicher Weiſe 
vorgeſchlagener und ernannter Angeſtellter der Geſellſchaft proviſoriſch deſſen 
(Nr 4783.) | 108* Dienſt. 
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Dienſt. Die Namen des zur Kontraſignation beſtellten Mitgliedes des Wer: 


waltungsrathes oder zweiten Beamten der Geſellſchaft, desgleichen des pro⸗ 


viſoriſch beſtellten Stellvertreters des Direktors, ſind durch die oͤffentlichen Blaͤt⸗ 


ter der Geſellſchaft ($. 18.) bekannt zu machen. 


H. 9. 


Der Geſchaͤftsverwaltung wird eine Inſtruktion von dem Verwaltungs⸗ 
rathe zu Grunde gelegt, fuͤr deren Befolgung der Direktor der Geſellſchaft 


verhaftet ift, und von dem Verwaltungsrathe zur Verantwortung gezogen wer⸗ 


den kann. Dritten Perſonen gegenuͤber kann von der Geſellſchaft nicht der 
Einwand erhoben werden, daß der Direktor nicht innerhalb der Grenzen ſeiner 
Inſtruktion gehandelt habe. N i 

Dem Direktor ſteht die Anſtellung und Entlaſſung aller Beamten zu; 
er darf ſolche jedoch bezuͤglich des gegen Kaution anzuſtellenden Grubendirek— 
tors, des Kaſſirers, des erſten Buchhalters und der uber vierhundert Thaler 
jaͤhrlichen Gehalt beziehenden Beamten nicht ohne Genehmigung des Verwal⸗ 
tungsrathes vornehmen. 


H. 10. 
Der Direktor muß mindeſtens zwanzig Aktien der Geſellſchaft befiken, 


Derſelbe kann jederzeit entlaffen werden, wenn er den Erwartungen der Ge⸗ 


ſellſchaft nicht entſpricht, und mindeſtens drei Viertel ſaͤmmtlicher Mitglieder 
des Verwaltungsrathes, mit Ausnahme des Direktors ſelbſt, ſofern derſelbe 
auch Mitglied iſt, ſich ſchriftlich fuͤr die Entlaſſung ausſprechen. Dieſe Be⸗ 
dingungen ſind in den mit dem Direktor abzuſchließenden Kontrakt aufzuneh⸗ 


men. Der Direktor hat eine vom Verwaltungsrathe, jedoch nicht unter zwei⸗ 


tauſend Thaler zu beſtimmende Kaution in Aktien der Geſellſchaft bei dem 
Verwaltungsrathe zu deponiren. 


§ 4. 
Das Gehalt des Direktors und der anderen Beamten beſtimmt der 
Verwaltungsrath. ö 


Das Gehalt des Erſteren kann außer der firirten Beſoldung in einer 
Tantieme des Reinertrages beſtehen. A 9 


Zweiter Abſchnitt. 
Vom Verwaltungsrathe. 
§. 12. 
Der Verwaltungsrath (F. 5.) beſteht aus zwölf zu waͤhlenden Mitglie⸗ 


dern. 
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dern. Das uͤber ſeine Wahl notariell oder gerichtlich aufzunehmende und aus⸗ 
zufertigende Protokoll dient zu ſeiner Legitimation. 

Außer den gewaͤhlten zwoͤlf Mitgliedern gehoͤrt zum Verwaltungsrathe 

als blos berathendes Mitglied der Direktor. d 
$ Jebes gewählte Mitglied muß Inhaber von zwanzig Aktien fein, oder 
ſolche binnen ſechs Wochen nach Annahme der Wahl erwerben und dieſelben 
bei dem Verwaltungsrathe niederlegen. 


H. 13. 

Der Verwaltungsrath ernennt aus ſeinen Mitgliedern fuͤr die Dauer 
von je einem Jahre einen Vorſitzenden und einen Stellvertreter; er beraͤth und 
verfuͤgt innerhalb der Grenzen des Statuts uͤber alle Angelegenheiten der 
Geſellſchaft, welche nicht ausdruͤcklich der Generalverſammlung oder dem Di⸗ 
rektor vorbehalten ſind, und kontrolirt den Letzteren. Er beſtimmt uͤber die 


Benutzung und Verwendung der Fonds der Geſellſchaft und iſt berechtigt, 
alle Eigenthums- und Adminiſtrationshandlungen der Geſellſchaft vorzunehmen; 


zur Erwerbung und reſp. Veraͤußerung von Immobilien iſt derfelbe jedoch nur 


befugt, wenn deren Werth die Summe von 50,000 Rthlrn. nicht überſteigt; 
uͤber dieſe Summe hinaus iſt die Genehmigung der Generalverſammlung er⸗ 
forderlich. Ebenſo bedarf es zur Aufnahme von Darlehnen für die Geſell⸗ 
ſchaft der Beſchlußnahme der Generalverſammlung unter ausdruͤcklicher Be⸗ 
kanntmachung dieſes Zweckes bei der Einberufung derſelben und der Genehmi— 
gung des Koͤniglichen Handelsminiſteriums. 

Alle Ausfertigungen der Beſchluͤſſe, Anordnungen und Bekanntmachungen 
werden unter der Firma: ; 

„der Verwaltungsrath der Bergbaugeſellſchaft Zollern“ 8 

von dem Vorſitzenden oder deſſen Stellvertreter und einem Mitgliede unter⸗ 
zeichnet. N 

Die Namen der Mitglieder des Verwaltungsrathes, ſowie die Namen 
des erwaͤhlten Vorſitzenden und deſſen Stellvertreters, find durch die Blätter 
der Geſellſchaft jaͤhrlich bekannt zu machen. 


F. 14. 


Der Verwaltungsrath verſammelt ſich mindeſtens vierteljaͤhrlich und 
außerdem auf beſondere Einladung des Vorſitzenden, welcher auch zur Be: 
rufung verpflichtet iſt, wenn mindeſtens drei Mitglieder darauf anfragen, 
und zwar in der Regel am Sitze der Geſellſchaft zu Dortmund. ö 

Zu dieſer ordentlichen, ſowie zu außerordentlichen Sitzungen wird der 
Verwaltungsrath unter Beifuͤgung der Tagesordnung durch den Vorſitzen⸗ 
den, deſſen Stellvertreter, oder im Auftrage derſelben durch den Direktor ſchrift⸗ 
lich eingeladen. 5 b 

Der in dieſer Art berufene Verwaltungsrath iſt beſchlußfaͤhig bei Anz 
weſenheit von fuͤnf Mitgliedern, unter denen ſich der Vorſitzende oder deſſen 
Stellvertreter befinden muß. 

(Nr. 4788.) ü Abſo⸗ 
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Abſolute Mehrheit der Stimmen entſcheidet. — Bei Gleichheit der 
Stimmen entſcheidet die des Vorſitzenden. Jedoch iſt fuͤr die Seitens des 
Verwaltungsrathes vorzunehmenden Wahlen der im H. 24. fuͤr die Wahlen 
der Generalverſammlung vorgeſchriebene Modus gleichfalls anzuwenden. 

Ueber die von dem Verwaltungsrathe gefaßten Beſchluͤſſe werden Pro⸗ 
tokolle aufgenommen und dieſe von den anweſenden Mitgliedern unterzeichnet. 

Dieſe Protokolle ſind in einem Protokollbuche aufzubewahren, welches 
bei jeder Sitzung zur Hand ſein muß. 


$. 15. 


Die von der Generalverſammlung zu erwaͤhlenden Mitglieder des Ver⸗ 
waltungsrathes werden auf drei Jahre ernannt. Nach Ablauf von je einem 
Jahre ſcheiden die vier aͤlteſt gewahlten aus. Die Ausſcheidenden find wieder 
waͤhlbar. Die erſte Erneuerung des Verwaltungsrathes ſoll jedoch erſt in der 
ordentlichen Generalverſammlung des Jahres 1862. ſtattfinden. 


Bis dahin bilden die Herren: 


Freiherr Engelbert von Landsberg-Velen zu Steinfurt, 
Kommerzienrath Gerhard Baum zu Duͤſſeldorf, 
Regierungsrath Eduard Delius zu Muͤnſter, 

Dr. med. Anton Nuͤbel daſelbſt, 

Kaufmann Hermann Gerbaulet daſelbſt, 

Rechtsanwalt Eduard Windthorſt daſelbſt, 

Stadtrath Guſtav Max zu Magdeburg, 

Bankier Albert Spir daſelbſt, 

Juſtizrath Wilhelm Reinhard zu Dortmund, 


nebſt drei Mitgliedern, welche die erſte nach der landesherrlichen Genehmigung 
zuſammentretende Generalverſammlung erwaͤhlen wird, den Verwaltungsrat. 
Bis zu dieſer Ergaͤnzungswahl ſind die vorgenannten neun Perſonen 
nicht befugt, Verpflichtungen Namens der Geſellſchaft, Dritten gegenuber, eins 
zugehen; auch darf dieſer demnaͤchſt durch die bloße Zuwahl Seitens der Ge⸗ 
neralverſammlung vervollſtaͤndigte Verwaltungsrath Eigenthumshandlungen Na⸗ 
mens der Geſellſchaft nur mit Genehmigung der Generalverſammlung ausuͤben, 
inſofern derſelbe nicht durch einen beſonderen Beſchluß der Generalverſammlung 
in die vollen, nach H. 13. dem Verwaltungsrathe zuſtehenden Befugniſſe eins 
gewieſen wird. 5 
In der ordentlichen Generalverſammlung des Jahres 1862. ſcheiden vier 
Mitglieder dieſes erſten Verwaltungsrathes nach dem Looſe, in der ordentlichen 
Generalverſammlung des Jahres 1863. von den uͤbrig bleibenden acht Mit⸗ 
gliedern wiederum vier nach dem Looſe, und in der ordentlichen Generalver⸗ 
ſammlung des Jahres 1864. die letzten vier aus. Es verſteht ſich, daß die⸗ 
ſelben ebenfalls wieder waͤhlbar ſind. Erledigt ſich die Stelle eines Verwal⸗ 
tungsrathes, ſo wird dieſelbe proviſoriſch von den uͤbrigen Mitgliedern aus den 
Aktiongiren beſetzt; der Verwaltungsrath hat aber die von ihm getroffene an 
} 2 der 


a N 


der naͤchſten Generalverſammlung vorzulegen, von welcher die definitive Wie⸗ 
derbeſetzung durch Wahl ausgeht. Das auf dieſe Weiſe gewaͤhlte Mitglied 
des Verwaltungsrathes uͤbt ſein Amt nur bis zu dem Zeitpunkte aus, wo die 
Funktionen desjenigen, welchen es vertritt, aufgehört haben wuͤrden. 

Auch uͤber die proviſoriſche Wahl eines Verwaltungsrathes wird ein ge⸗ 
richtliches oder notarielles Protokoll aufgenommen und iſt deſſen Namen durch 
die Geſellſchaftsblaͤtter bekannt zu machen. 


H. 16. 


Die Mitglieder des Verwaltungsrathes beziehen einſchließlich der Reiſe⸗ 
koſten eine Tantieme von fuͤnf Prozent des ſich beim Jahresſchluſſe ergebenden 
Reingewinnes (F. 37.); dem Vorſitzenden kann eine beſondere Verguͤtung vom 
Verwaltungsrathe zugebilligt werden. Waͤhrend der Bauzeit jedoch und fo 
lange die Tantieme die Summe von zweitauſend vierhundert Thalern nicht er= 
reicht, wird ſtatt der Tantieme dieſe Summe als Verguͤtung fuͤr Muͤhewaltung 
dem Verwaltungsrathe zugebilligt. Der Generalverſammlung bleibt vorbehal⸗ 
ten, 121 die Remuneration des Verwaltungsrathes anderweite Beſtimmung 
zu treffen. 


Dritter Abſchnitt. 
Generalverſammlung. 


H. 17. 


Die ordentliche Generalverſammlung der Aktionaire findet im Juni jeden 
Jahres in einem naͤher zu beſtimmenden Lokale am Sitze der Geſellſchaft auf 
Einladung des Verwaltungsrathes ſtatt, welche drei Wochen vorher durch die 
Geſellſchaftsblaͤtter bekannt gemacht werden muß. Innerhalb vier Wochen nach 
Eingang der landesherrlichen Beſtaͤtigung der Statuten erläßt der Verwal⸗ 
tungsrath die Einladung zu der konſtikuirenden Generalverſammlung. Dieſelbe 
ſtellt die erſte ordentliche Generalverſammlung dar und wird unter den für 
die ordentlichen Generalverſammlungen vorgeſchriebenen Formen einberufen. 


H. 18. 


Die Einladungen zu den Generalverſammlungen, ſowie uͤberhaupt alle 
ſtatutenmaͤßig vorzunehmenden Bekanntmachungen erfolgen in dem Preußiſchen 
Staatsanzeiger zu Berlin, dem Amtsblatt der Koͤniglichen Regierung zu Arns⸗ 
berg, der Weſtfaͤliſchen und der Koͤlniſchen N . 

Geht eines dieſer Blätter ein, fo ſoll die Veröffentlichung in den übrig 
bleibenden Blaͤttern ſo lange genuͤgen, bis die naͤchſte Generalverſammlung an 
die Stelle des eingegangenen Blattes mit Genehmigung der Regierung ein an⸗ 
deres beſtimmt hal. Der Regierung bleibt es vorbehalten, die Wahl anderer 

(Nr. 4783.) Blatter 
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Blätter zu fordern, und noͤthigenfalls vorzuſchreiben. Die desfallſigen Verfuͤ⸗ 
gungen ſowohl, wie die von der Generalverſammlung getroffene anderweite 
Wahl des Geſellſchaftsblattes ſind durch das Arnsberger Regierungs-Amts⸗ 
blatt und durch die uͤbrig bleibenden Geſellſchaftsblaͤtter und die Amtsblätter 
derjenigen Regierungen zu: veröffentlichen, in deren Bezirken die inlaͤndiſchen 


Geſellſchaftsblaͤtter erſcheinen. 


$. 19. 


Spaͤteſtens zwei Tage vor jeder Generalverſammlung haben die Aktionaire 
egen Depofition der Aktien, reſp. der Quittungsbogen, in dem Buͤreau der 
Geſellſchaft oder bei den vom Verwaltungsrathe zu beſtimmenden und oͤffent⸗ 
lich bekannt zu machenden Bankhaͤuſern Einlaßkarten zu empfangen. 


H. 20. 


Die ſtimmfaͤhigen Mitglieder erhalten außerdem Stimmzettel. Der Be 
ſitz von ö 4 N 

fuͤnf bis zehn Aktien oder e gewaͤhrt Eine Stimme, 

eilf bis zwanzig Aktien oder Quittungsbogen gewährt zwei Stimmen, 

ein und zwanzig bis dreißig Aktien oder Quittungsbogen gewaͤhrt drei 


Stimmen, N 

ein und dreißig bis vierzig Aktien oder Quittungsbogen gewaͤhrt vier 
Stimmen, : 

ein und vierzig bis funfzig Aktien oder Quittungsbogen gewährt fünf 
Stimmen, g 9 

ein und funfzig bis ſechszig Aktien oder Quittungsbogen gewährt ſechs 
Stimmen, ! > 

ein und ſechszig bis ſiebenzig Aktien oder Quittungsbogen gewahrt ſieben 
Stimmen, N 1 

ein und ſiebenzig bis achtzig Aktien oder Quittungsbogen gewaͤhrt acht 
Stimmen, ö \ 

ein und achtzig bis neunzig Aktien oder Quittungsbogen gewahrt neun 
Stimmen, 

ein und neunzig und daruͤber Aktien oder Quittungsbogen gewaͤhrt zehn 
Slimmen. N 


Jeder ſtimmfaͤhige Aktionair kann ſich durch einen anderen, von ihm mit 
ſchriftlicher Vollmacht verſehenen, ſtimmfaͤhigen Aktionair vertreten laſſen. Der 
Mandatar hat ſeine Vollmacht bei ſeinem Eintritt in die Verſammlung zu 
hinterlegen, nachdem er fie vorher als aufrichtig und wahr mitunterzeichnet hat, 
Ehefrauen werden durch ihre Ehemaͤnner, Minderjaͤhrige und andere bevor⸗ 
mundete Perſonen durch ihre Vormuͤnder und Kuratoren, moraliſche Perſonen 
durch ihre Repraͤſentanten und Handlungshaͤuſer durch ihre Prokuratraͤger 
‚reprafentirt, auch wenn dieſe nicht Aktionaire find, 

5 5 Niemand 


4 


a 
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Niemand kann außer feiner eigenen Berechtigung auf Grund von Voll⸗ 
machten anderer Aktionaire mehr als zehn Stimmen ausuͤben. ö 


H. 21. 


In der ordentlichen Generalverſammlung, in welcher der Vorſitzende 
des Verwaltungsrathes praͤſidirt und zwei Skrutatoren ernennt, welche aber 
weder Mitglieder des Verwaltungsrathes noch Beamte der Geſellſchaft ſein 
duͤrfen, berichtet der Verwaltungsrath durch eines ſeiner Mitglieder uͤber die 
Lage des Geſchaͤfts und bringt diejenigen Gegenſtaͤnde zum Vortrage, die auf 
der Tagesordnung ſtehen. Jedem ſtimmfaͤhigen Aktionair ſteht das Recht zu, 
Gegenſtaͤnde zum Vortrag zu bringen; der Verwaltungsrath iſt aber befugt, 
jeden Antrag, der nicht mindeſtens acht Tage vor Eroͤffnung der Verſammlung 
ſchriftlich eingereicht iſt, der naͤchſten Generalverſammlung zuzuweiſen. 


§. 22. 


In der jährlichen ordentlichen Generalverſammlung werden aus der 
Mitte derſelben drei Reviſoren gewaͤhlt, welche fuͤr das folgende Geſchaͤftsjahr 
die von der Direktion vorgelegte Bilanz, die Buͤcher der Geſellſchaft nach deren 
letztem Abſchluſſe, ſowie die Rechnungen und Belaͤge zu pruͤfen und daruͤber 
der Generalverſammlung Bericht zu erſtatten haben. 


H. 23. 


Bei den Beſchluͤſſen entſcheidet abſolute Stimmenmehrheit, bei Gleich⸗ 
heit der Stimmen die des Vorſitzenden. Nicht anweſende Aktionaire find an 
die Beſchluͤſſe der Verſammlung gebunden. N 


§. 24. 


Bei Wahlen entſcheidet ebenfalls abſolute Stimmenmehrheit; dieſelben 
werden mittelſt geheimen Skrutiniums durch Wahlzettel vorgenommen, wobei 
ebenfalls weder Mitglieder des Verwaltungsrathes, noch Beamte der Geſell— 
ſchaft zu Skrutatoren ernannt werden duͤrfen. 
Wird abſolute Stimmenmehrheit bei der erſten Abſtimmung nicht erzielt, 
ſo werden diejenigen beiden Kandidaten, welche die meiſten Stimmen erhalten 
haben, auf die engere Wahl gebracht; bei etwa eintretender Gleichheit der 
Stimmen entſcheidet das Loos. 8 b i 


H. 25. 


Eine außerordentliche Generalverſammlung der Geſellſchaft wird von 
dem Verwaltungsrathe nur fuͤr ſpezielle Gegenſtaͤnde berufen. 2 

Diefe Berufung muß geſchehen durch die oben C$. 18.) angeführten 
Jahrgang 1857. (Nr. 4783.) 109 Blätter, 


8 


1 5 unter Angabe der Berathungsgegenſtaͤnde, mit einer Friſt von vier 


ochen. 
Aktionaire, welche zuſammen mindeſtens zweitauſend Aktien repräfentiren, 
koͤnnen die Berufung einer ſolchen außerordentlichen Generalverſammlung durch 
den Verwaltungsrath verlangen. Auch die außerordentlichen Generalverſamm⸗ 
lungen finden in Dortmund ſtatt. Wegen des Vorſitzes in derſelben kommen 


So 


die Beſtimmungen des H. 21. zur Anwendung. 


$. 26, 


Eine außerordentliche Generalverſammlung ift befchlußfähig, wenn darin 
mindeſtens zwei Drittel des Aktienkapitals vertreten ſind. Die Beſchlußfaſſung 
erfolgt nach HH. 23. 24. Sollte eine ſolche Vertretung nicht vorhanden ſein, 
fo wird von dem Verwaltungsrathe innerhalb ſechs Wochen, wenn nicht in- 
zwiſchen eine ordentliche Generalverſammlung, in welcher der Gegenſtand ſtatu⸗ 
tenmaͤßig erledigt werden kann, eintritt, eine anderweitige außerordentliche Ge⸗ 


neralverſammlung einberufen, in welcher, wie in der Einladung ausdruͤcklich 
hervorzuheben iſt, die dann Anweſenden nach abſoluter Stimmenmehrheit unbe⸗ 


dingt zu beſchließen befugt ſind. 


$ 27. 


Ueber jede Generalverſammlung muß ein Protokoll notariell oder ge 


richtlich aufgenommen, von dem Vorfißenden und mindeſtens drei Aktionairen 
aus der Verſammlung vollzogen und demnächſt ausgefertigt werden. | 


Titel III. 
Fonds, Aktien, Reſervefonds, Dividende. 


H. 28. 


Das Grundkapital der Geſellſchaft beſteht in einem Kapitale von Einer 


Million viermalhundert Tauſend Thalern Preußiſch Kurant in vierzehntauſend 
Aktien à Einhundert Thaler. c 5 


H. 29. 


Die Aktien lauten auf jeden Inhaber und werden nach dem dieſem Sta⸗ 
tute beigefügten Formular A. in fortlaufenden, aus dem Stammaktienbuche aus⸗ 
zuziehenden Nummern von Eins bis vierzehntauſend ausgefertigt und ausge⸗ 
geben, wenn der volle Betrag zur Geſellſchaftskaſſe berichtigt iſt. 

Ueber die Partialeinzahlungen bis zur erfolgten vollen Berichtigung des 


Aktienbetrages werden beſondere, mit den Nummern der kuͤnftig e 5 
f en 


1 


S 


© un = 
den Aktien verſehene, auf Namen lautende Quittungsbogen nach dem beilie⸗ 
genden Formular C. ausgegeben, auf denen über die Einzahlung quittirt wird. 
Dieſelben werden, ſobald der Betrag der Aktien voll eingezahlt iſt, gegen die 


Alktiendokumente ausgewechſelt. Bis zur vollen Einzahlung kann eine Ueber⸗ 


tragung von Quittungsbogen nur mit Genehmigung des Verwaltungsrathes 

erfolgen, welcher indeß auch hierbei die Beſtimmungen des H. 11. des Geſetzes 

vom 9. November 1843. zu beachten hat. f 

. Die Interims⸗Quittungsbogen werden von einem Mitgliede des Verwal⸗ 
tungsrathes und dem Direktor unterzeichnet. 


H. 30. 


Die Aktien werden von zwei Mitgliedern des Verwaltungsrathes und 
von dem Direktor unterzeichnet und denſelben Dividendenſcheine auf fuͤnf Jahre 
nebſt Talon nach dem beigefuͤgten Formular B. beigegeben, welche nach Ablauf 
des letzten Jahres gegen Einlieferung des Talons durch neue erſetzt werden. 
Die Dividendenſcheine und der Talon werden von einem Mitgliede des Ver⸗ 
waltungsrathes und dem Direktor unterzeichnet. 


$. 31. 


Die Einzahlungen erfolgen nach dem Beduͤrfniſſe der Geſellſchaft, auf 
Grund beſonderer Aufforderung des Verwaltungsrathes, in Raten von nicht 
uͤber zwanzig Prozent und in Zwiſchenraͤumen von nicht unter zwei Monaten 
bei der Kaſſe der Geſellſchaft zu Dortmund oder an naͤher zu beſtimmende und 
Öffentlich bekannt zu machende Bankhaͤuſer anderer Orte. Die Aufforderung 
erfolgt durch zweimalige, innerhalb vier Wochen vor jedem Zahlungstermine 

durch die H. 18. beſtimmten Zeitungen zu erlaſſende Bekanntmachungen. - 
Sofort nach Ertheilung der landesherrlichen Genehmigung find minde⸗ 


a ſtens zehn Prozent, und innerhalb des erſten Jahres nach berfelben uͤberhaupt 


mindeſtens vierzig Prozent des Grundkapitals einzuzahlen. Wer innerhalb 
zweier Monate nach erfolgter Aufforderung nicht zahlt, verfällt in eine Kon⸗ 
ventionalſtrafe von einem Viertel des ausgeſchriebenen Betrages; erfolgt ſolche 
nach vorheriger neuen Aufforderung nicht binnen ferneren vier Wochen, ſo iſt 
der Verwaltungsrath berechtigt, entweder 


a) die eingezahlten Betraͤge fuͤr verfallen und das Recht auf Empfang der 
Aktien für erloſchen zu erklaͤren, welche Erklaͤrung durch die H. 18. be⸗ 
nannten Zeitungen unter Bekanntmachung der Nummern der erloſchenen 
Aktien erfolgt, oder aber ae 

b) die Zahlung nebft Strafe und Zinfen gerichtlich einzuziehen, 


H. 32, 


An Stelle einer für erloſchen erklärten Aktie kann von dem Verwal⸗ 


8 tungsrathe eine neue ausgegeben werden. 5 
(Nr. 4783.) 109* H. 33. 


$ 33. 


Der Inhaber einer Aktie iſt nur fuͤr den darin ausgeſprochenen Betrag, 
event. fuͤr die Konventionalſtrafe haftbar. 


F. 34. 


Gehen Aktien oder Quittungsbogen oder Talons verloren, oder werden 
ſolche vernichtet, fo werden dieſelben nach den beſtehenden geſetzlichen Beſtim— 
mungen mortifizirt. 

Demnaͤchſt werden an deren Stellen fir den Betheiligten, welcher die 
Koſten des Verfahrens zu tragen hat, neue Dokumente in der HH. 29. und 30, 
beſtimmten Form ausgefertigt. a 
ö Der Direktor hat das Datum des rechtskraͤftigen Mortifikationsurtheils 

und die Ausfertigung der neuen Aktien reſp. Quittungsbogen und Talons in 
dem Aktienbuche reſp. Kuponsregiſter zu vermerken. a 

Dividendenſcheine koͤnnen weder aufgeboten, noch mortifizirt werden; es N 
ſoll jedoch demjenigen, welcher den Verluſt von Dividendenſcheinen vor Ablauf ; 
der Verfaͤhrungsfriſt bei dem Verwaltungsrathe anmeldet und den ſtattgehabten — 9 
Beſitz durch Vorzeigung der Aktien oder ſonſt in glaubhafter Weiſe darthut, 1 
nach Ablauf der Verjaͤhrungsfriſt der Betrag der angemeldeten und bis dahin 
nicht vorgekommenen Dividendenfcheine ausgezahlt werden. ö 


H. 35. 


Durch den Beſitz einer Aktie wird Jedermann Mitglied der Geſellſchaft 1 
(H. 4.). Derſelbe erlangt dadurch ein Recht auf eine nach Maaßgabe des and 
dem Jahresabſchluſſe ſich ergebenden reinen Gewinnes durch den Verwaltungs⸗ ; 
rath feftzuftellende Dividende und wird außerdem Miteigenthuͤmer an dem Ver⸗ ] 
mögen der Geſellſchaft nach dem Verhaͤltniß der Aktien, die er beſitzt. i 

1 


§. 36. 


Am 31. Dezember jeden Jahres wird von dem Direktor ein vollſtaͤndi⸗ 
ges Inventarium des Geſellſchaftsvermoͤgens und eine Bilanz des Aktiv- und 
Paſſiv⸗Vermogens angefertigt und Beides dem Verwaltungsrathe ſpaͤteſtens bis 1 
zum 1. April zur Pruͤfung vorgelegt, welcher verpflichtet iſt, die Bilanz, nahe 
dem ſolche vorher in ein dazu beſlimmtes Buch eingetragen worden, den in 
der zunaͤchſt vorhergegangenen ordentlichen Generalverſammlung aus den Aktie 
nairen gewählten drei Rechnungsreviſoren (3. 22.) ſpaͤteſtens bis zum 15. Mai 
nebſt den Jahresrechnungen zuzuſtellen. Dieſe Reviſoren pruͤfen die Rechnun⸗ 5 
gen und Bilanz mit den ihnen im Geſchaͤftslokale der Geſellſchaft vorzulegen 
den Büchern und Skripturen der Geſellſchaft und erſtatten daruͤber in der 
len SD ORG Bericht, welche über die Decharge der Rechnung 

eſchließt. 

| 5 Der 


£ . 
u. 
Der Verwaltungsrath wird in jedem Jahre beſtimmen, wie viel in der 


Bilanz an dem Werthe der Immobilien, Maſchinen, Geraͤthſchaften und an⸗ 


deren beweglichen Gegenſtaͤnden, welche das Kapital der Geſellſchaft aus⸗ 
ee werden ſoll, was jedoch mindeſtens zwei Prozent betra⸗ 
gen muß. Au 

Der nach Abzug des Paſſivs bleibende Ueberſchuß des Aktivs bildet 
den reinen Gewinn des Geſchaͤftsjahres. 8 
10 Die Bilanz iſt durch die Geſellſchaftsblaͤtter zur öffentlichen Kunde zu 
ringen. 5 i 


5 37 


Aus dieſem Jahresgewinn werden bei jedem Abſchluſſe vorweg zehn 
Prozent zur Bildung eines Reſervefonds abgezogen und entnommen. 

Demnächft wird von dem Jahresgewinn die Remuneration fuͤr die Mit⸗ 
glieder des Verwaltungsrathes ($. 16.) und die Tantieme des Direktors (811) 
abgezogen. Der Reſt des Jahresgewinnes wird als Dividende unter die Ak⸗ 
tionaire vertheilt. x 


F. 38. 


Der Reſervefonds ſoll mindeſtens zehn Prozent des eingezahlten Aktien⸗ 
kapitals betragen; Zinſen werden demſelben nicht zugeſchrieben. Wird der 
Reſervefonds angegriffen, fo. wird derſelbe in der §. 37. angegebenen Weiſe 
ergänzt, Der Reſervefonds kann nur auf beſonderen und von der Generalver⸗ 
ſammlung genehmigten Vorſchlag des Verwaltungsrathes ganz oder theilweiſe 
zur Verwendung kommen. 


§. 39, 


Die Auszahlung der Dividenden erfolgt jährlich am 1. Juli gegen Ein⸗ 
reichung der Kupons bei der Kaſſe der Geſellſchaft und den von dem Ver⸗ 
waltungsrathe zu bezeichnenden und oͤffentlich bekannt zu machenden Bank 
haͤuſern (§. 31.). Wird deren Betrag binnen vier Jahren, vom Faͤlligkeits⸗ 
termine an gerechnet, nicht erhoben, fo verfällt derſelbe der Geſellſchaft. 


H. 40. 


Innerhalb der erſten drei Jahre nach erfolgter Konſtituirung der Ge⸗ 
ſellſchaft werden den Aktionairen von den eingezahlten Betraͤgen alljaͤhrlich 
fuͤnf Prozent Zinſen verguͤtet, inſofern nicht fruͤher ſchon eine Dividendenzah⸗ 
lung eintritt. Der Zinslauf beginnt bei den in Folge der Aufforderung des 
Verwaltungsrathes eingezahlten Raten mit dem in der Ausſchreibung beſtimm⸗ 
ten letzten Einzahlungstage. . 

Die Berichtigung der Zinſen bis zur letzten Theilzahlung geſchieht durch 
Abrechnung auf die jedesmaligen ferneren Theilzahlungen. f 

(Ar. 4783.) Titel 


We 


. 


Titel IV. 
Dauer und Auflöfung der Geſellſchaft. 


H. 41. 


Die Dauer der Geſellſchaft erſtreckt ſich auf funfzig Jahre nach dem 
Tage der erfolgten landesherrlichen Genehmigung. 

Die Geſellſchaft kann eine Verlaͤngerung beſchließen, welche von der 
landesherrlichen Genehmigung abhängig iſt (§. 43.). Im Laufe der erſten 
funfzig Jahre kann die Aufloͤſung der Geſellſchaft durch den Verwaltungsrath 
beantragt werden. 

Derſelbe ift dazu verpflichtet, wenn die Hälfte des Aktienkapitals verlo- 
ren gegangen iſt, ferner, wenn ein Fuͤnftel der Aktionaire nach Aktienzahl 
darauf dringt. 5 a f 

Dieſe Auflöfung kann nur in einer außerordentlichen Generalverſammlung 
beſchloſſen werden, in welcher jede vertretene Aktie fuͤr Eine Stimme zaͤhlt, 
gleichviel, wieviel in einer Hand vereinigt ſind. x 

In dieſer Verfommlung muͤſſen drei Viertel der ſaͤmmtlichen Aktien ver 
treten ſein; iſt dieſes nicht der Fall, ſo iſt eine neue außerordentliche Verſamm⸗ 
lung anzuberaumen, in der die dann anweſenden Aktionaire vollguͤltig Beſchluß 
faſſen konnen, worauf bei der Einberufung ausdruͤcklich hinzuweiſen iſt. f 

In beiden Verſammlungen kann die Aufloͤſung der Geſellſchaft nur 
durch eine Majoritaͤt von zwei Drittheilen der Stimmen, bei welchen wiederum 
jede vertretene Aktie fuͤr Eine Stimme zaͤhlt, beſchloſſen werden. Der Beſchluß 
bedarf der landesherrlichen Genehmigung. 5 2 

Die Auflöfung erfolgt nach Maaßgabe der beftehenden geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmungen. 8 5 

Außerdem tritt die Aufloͤſung der Geſellſchaft in den in den §§. 25. 28. 
und 29. des Geſetzes vom 9. November 1843. beſtimmten Faͤllen ein und wird 
nach W der in jenen Paragraphen getroffenen geſetzlichen Beſtimmun⸗ 
gen bewirkt. 


Den Modus der Liquidationen, die Liquidatoren und deren Befugniſſe 3 


beſtimmt die Generalverſammlung. 


Titel v. | 
Schlichtung von Streitigkeiten und Abänderung des Statuts. 
H. 42. 
Streitigkeiten zwiſchen der Geſellſchaft und den Aktionairen e 1 5 
5 ups 
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Ausnahme der im F. 31. erwähnten Fälle, nur durch Schiedsmänner entſchie⸗ 
den werden, von denen jeder Theil Einen wählt. 8 5 

Ein Obmann tritt nur dann hinzu, wenn die beiden Schiedsrichter ſich 
innerhalb acht Tagen nicht einigen konnen. In dieſem Falle ernennt das Kö⸗ 
nigliche Bergamt zu Bochum den Obmann. 

Verzögert einer der ſtreitenden Theile auf die ihm durch einen Notar 
oder gerichtlich inſinuirte Aufforderung des Gegners die Ernennung des Schieds⸗ 
richters laͤnger als acht Tage, ſo muß er ſich gefallen laſſen, daß der andere 
Theil auch den zweiten Schiedsrichter ernennt. i 

Die Aftionaire find, wie groß auch ihre Anzahl bei einer Streitſache 
fein möge, wenn fie ein und daſſelbe Intereſſe haben, verbunden, einen einzigen 
gemeinſchaftlichen Bevollmaͤchtigten in Dortmund zu bezeichnen, welchem alle 
prozeſſualiſchen Verordnungen und Verhandlungen in einer einzigen Ausferti⸗ 
gung oder Abſchrift mitgetheilt werden konnen. Beſtellen fie einen Bevollmäch⸗ 
tigten nicht, fo iſt die Geſellſchaft, ſowie das Schiedsgericht befugt, ihnen alle 
Mittheilungen und Inſinuationen in Gemaßheit der H. 20. und 21. Tit. VII. 
Th. I. der Allgemeinen Gerichts-Ordnung in einer einzigen Abfchrift auf dem 
Prozeßbuͤreau des Kreisgerichts zu Dortmund zuſtellen zu laſſen. 

Gegen den ſchiedsrichterlichen Spruch findet außer in den Faͤllen der 
Nichtigkeit nach H. 172. Tit. II. Theil I. der Allgemeinen Gerichts⸗Ordnung 
kein Rechtsmittel ſtatt. Fuͤr das Verfahren der Schiedsrichter find die Bes 
ſtimmungen der $$. 167, ff. Theil I. Tit. II. der Allgemeinen Gerichts-Ord— 
nung maaßgebend. 


H. 43. 


Abaͤnderung der Statuten und Erhöhung des Grundkapitals koͤnnen in 
einer Generalverſammlung nur durch eine Mehrheit von zwei Drittel der ver⸗ 
tretenen Stimmen beſchloſſen werden, wenn ihr allgemeiner Inhalt in der Ein⸗ 
berufung angedeutet war. Zu letzterer iſt der Verwaltungsrath jedoch ver: 
pflichtet, wenn Aktionaire, welche zuſammen mindeſtens zweitauſend Aktien re⸗ 
praͤſentiren, darauf antragen. 

Alle Abänderungen der Statuten, ſowie Beſchluͤſſe wegen Erhoͤhung des 
Grundkapitals, beduͤrfen der landesherrlichen Genehmigung. 


Titel VI. 
Aufſichtsrecht der Königlichen Regierung. 
H. 44. 
Der Königlichen Regierung ſteht es zu, einen Kommiffarius zur Wahr⸗ 


nehmung des Aufſichtsrechts zu ernennen, oder für einzelne Faͤlle zu delegiren. 
(Ar. 4383.) Dieſer 
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Dieſer Kommiſſarius iſt befugt, alle Organe der Geſellſchaft gültig zuſammen ! 


zu berufen, allen Berathungen beizuwohnen, die Buͤcher, Regiſter, Rechnungen 
und Kaſſen der Geſellſchaft einzuſehen und von den Schriftſtuͤcken und allen 
gewerblichen Anlagen Kenntniß zu nehmen. 


H. 45. 


Die Geſellſchaft hat mit Ruͤckſicht auf die von ihr betriebenen Bergbau⸗ 
und anderen gewerblichen Unternehmungen für die kirchlichen und Schul⸗Beduͤrf⸗ 
niſſe der von ihr beſchaͤftigten Arbeiter zu ſorgen, inſoweit die Verpflichtung 
dazu nach den geſetzlichen Beſtimmungen nicht Gemeinden oder anderen korpo⸗ 
rativen Verbänden obliegt, oder dieſe dazu nicht im Stande find, auch zu den 
Koſten der Polizei⸗ und Gemeinde Verwaltung in angemeſſenem Perhaͤltniſſe 
beizutragen, und kann, ſofern dieſelbe ſich dieſer Verpflichtung entziehen ſollte, 
angehalten werden, für die gedachten Zwecke, ſowie noͤthigenfalls zur Gruͤn⸗ 
dung und Unterhaltung neuer Kirchen⸗ und Schul⸗Syſteme diejenigen Beitraͤge 
zu leiſten, welche von der Staatsregierung nach ſchließlicher Beſtimmung der 
betreffenden Reſſortminiſter und des Miniſters fuͤr Handel, Gewerbe und oͤf⸗ 
fentliche Arbeiten fuͤr nothwendig erachtet werden. 


Titel VII. 
Tranſitoriſche Beſtimmungen. 


H. 46, 
Die Herren: 


General⸗Inſpektor des Kataſters, Regierungsrath Delius, 
Juſtizrath Reinhard und N 
Rechtsanwalt Windthorſt, 


zuſammen oder auch einzeln unter Zuziehung zweier Aktionaire dieſer Geſell⸗ 


ſchaft ſind ermaͤchtigt, die landesherrliche Genehmigung der Geſellſchaft und 
Ertheilung der Korporationsrechte zu erwirken, ſowie diejenigen Abaͤnderungen 
der Statuten und der Zuſaͤtze zu denſelben zu genehmigen, welche die Staats⸗ 
Regierung vorſchreiben wird. 

Die Abaͤnderungen ſollen ſowohl für die Gruͤnder als für die ſpaͤter 
zutretenden Aktionaire als rechts verbindlich angeſehen werden. 8 


Anlage 
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ei, Anlage A. 
A k ti e 
der Bergbau-Aktiengeſellſchaft Zollern 
A 2 | 
über 


Einhundert Thaler Preußiſch Kurant, 


gegründet durch notariellen Vertrag vom 5. Juli 1857, beftätigt durch Allerhoͤchſte 
Kabinetsorder vom mmm 5 f 


Der Inhaber gegenwaͤrtiger Aktie 
(buchſtaͤblich ) 5 


Der Verwaltungsrath der Bergbau-Aktien⸗ Der Direktor. 
geſellſchaft Zollern zu Dortmund. (unterſchrift.) 
(Unterſchrift zweier Mitglieder.) 


Anlage B. 
Sormular der Dividendenfcheine und Talons. 


(Vorderſeite⸗) 
Bergbau⸗Aktiengeſellſchaft Zollern zu Dortmund. 
Anweiſung zur Aktie x gehoͤrig. 
(Trockener Stempel.) 
Eingetragen Folio .... ... des Kuponregiſters. 
(Eigenhaͤndige Unterſchrift des Kontrolbeamten.) 


5 (Rückſeite.) 
Der Inhaber der Aktie W.. empfaͤngt am zweiten Januar acht⸗ 
Zehn hunden gegen dieſen Kupon die zweite Serie der Divi- 
dendenſcheine zu der vorſtehend bezeichneten Aktie. 
Dortmund, dennmn˖mnmnmnmn 18. 


Der Verwaltungsrath. Der Direktor. 
(Fakſimile.) (Fakſimile.) 
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Dividenden-Kupon 
zu 8 5 
DER Aktie 


Dortmund, den inn zur ; 
Der Verwaltungsrath. Der Direktor. 
(Fakſimile.) (Fakſimile.) 


Eingetragen Folio ..... 
‚ (Eigenhändige Unterſchrift des Kontrolbeamten.) 


(Rückſeite.) : 
Nach H. 39. des Statuts verjähren die zu erhebenden Dividenden zu 
Gunſten der Geſellſchaft in vier Jahren, vom Tage der Faͤlligkeit an gerechnet. 


Anlage ©. 
Interims⸗Guittungsbogen 9 
zu der Aktie M* ..... 
der Bergbau⸗Aktiengeſellſchaft Zollern. 

M I. Ratenzahlung von ..... Prozent. 5 

Der (Stand und Namen) zu (Wohnort) hat auf die Aktie 

der Bergbau⸗Aktiengeſellſchaft Zollern ...... Prozent mit Thaler ge⸗ 
ſchrebenn Preußiſch Kurant heute entrichtet, und wird 


nach Einzahlung des vollen Betrages der Aktie letztere gegen Einlieferung die⸗ 


Der Verwaltungsrath der Bergbau⸗Aktien⸗ Der Direktor. 
geſellſchaft Zollern. N (unterſchrift.) 
i (Unterſchrift.) 
M. II. 
M II. 
IV. 
MV. 
VI. jedesmal wie M J. 
VII. ( 


e VIII. 
M IX. 
WX. 


(Nr. 4784.) 


ZB > 


(Nr. 4784.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 28. September 1857., betreffend die Beftätigung eines 
Nachtrags zu dem Statute der Schleſiſchen Feuerverſicherungs⸗Geſellſchaft 
zu Breslau und zu dem durch die Allerhoͤchſten Erlaſſe vom 14. Oktober 
1851. und 28. Dezember 1853. genehmigten erſten und zweiten Nach⸗ 
trage zu demſelben. 


Auf Ihren Bericht vom 17. Auguſt d. J. ertheile Ich dem, nebſt der Ver⸗ 
handlung vom 8. April d. J. zuruͤckerfolgenden, in der Generalverſammlung 
der Schleſiſchen Feuerverſicherungs-Geſellſchaft zu Breslau vom 8. April 
d. J. beſchloſſenen dritten Nachtrage zu dem durch Meinen Erlaß vom 10. Juni 
1848. genehmigten Statute der Geſellſchaft und zu dem durch Meine Erlaſſe 
vom 11. Oktober 1851. und 28. Dezember 1853. genehmigten erſten und zwei⸗ 
ten Nachtrage zu demſelben in folgender Faſſung: 

„Die Schleſiſche Feuerverſicherungs-Geſellſchaft dehnt den Zweck ihrer 

Thaͤtigkeit auf die Uebernahme der Verſicherung von Spiegelglas aller 

Art und Benutzung gegen alle Gefahren aus, denen daſſelbe, auch 

991 der Beſchaͤdigung durch Feuer oder auf dem Transporte, aus⸗ 

geſetzt iſt.“ 
hierdurch die in Antrag gebrachte Beſtaͤtigung. 

Gegenwaͤrtiger Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung, der Nachtrag 
ſelbſt aber durch das Amtsblatt der Regierung zu Breslau zur allgemeinen 
Kenntniß zu bringen. 

Sansſouei, den 28. September 1857. 


Friedrich Wilhelm. 


; Für den Minifter des Innern: 
v. d. Heydt. Simons. v. Raumer. 


An die Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten, 
der Juſtiz und des Innern. 


(Nr. 4785.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 28. September 1857., betreffend die Verleihung der 
fiskaliſchen Vorrechte für den Bau und die Unterhaltung der Chauſſee 
von der Neuhaldenslebener Kreisgrenze gegen Altenhauſen uͤber Flechtin— 
gen bis zur Braunſchweigiſchen Landesgrenze gegen Calvoͤrde. 


1 Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer 
Chauſſee von der Neuhaldenslebener Kreisgrenze gegen Altenhauſen uͤber Flech— 
fingen bis zur Braunſchweigiſchen Landesgrenze gegen Calvoͤrde durch die Bez 
ſi er der Ritterguͤter Haſſelburg, Flechtingen und Boͤddenſell, ſowie die Ge— 
meinde Flechtingen, genehmigt habe, beſtimme Ich hierdurch, daß das Ex⸗ 
propriationsrecht fuͤr die zu der Chauſſee erforderlichen Grundſtuͤcke, imgleichen 

(Nr. 4784—4786.) das 
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das Recht zur Entnahme der Chauffeebau- und Unterhaltungs - Materialien, 
nach Maaßgabe der fuͤr die Staats⸗Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, auf 
dieſe Straße zur Anwendung kommen ſollen. Zugleich will Ich den vorge⸗ 
nannten Unternehmern gegen Uebernahme der kuͤnftigen chauſſeemaͤßigen Unter⸗ 
haltung der Straße das Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes nach den 
Beſtimmungen des fuͤr die Staats-Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſeegeld⸗ 
Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen Beſtimmungen uͤber die Be⸗ 
freiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffenden zuſaͤtzlichen Vorſchrif⸗ 
ten, verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld-Tarife vom 29. Februar 
1840, angehängten Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei-Vergehen auf die 
gedachte Straße zur Anwendung kommen. ü 

Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur offentlichen 
Kenntniß zu bringen. 

Sansſouei, den 28. September 1857. 


Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. v. Bodelſchwingh. 


An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten 
und den Finanzminiſter. 


(Nr. 4786.) Bekanntmachung, betreffend die Allerhoͤchſte Beſtaͤtigung des revidirten Sta⸗ 
tuts der Duͤſſeldorfer Allgemeinen Verſicherungsgeſellſchaft für See-, Fluß: 
und Landtransport. Vom 18. Oktober 1857. 


Des Koͤnigs Majeſtaͤt haben das revidirte Statut der Duͤſſeldorfer Allge⸗ 

meinen Verſicherungsgeſellſchaft für See-, Fluß und Landtransport zu beſtaͤti⸗ 

gen geruht, was hierdurch nach Vorſchrift des §. 3. des Geſetzes uber die 

Aktiengeſellſchaften vom 9. November 1843. mit dem Bemerken zur öffentlichen 

Kenntniß gebracht wird, daß der Allerhoͤchſte Exlaß nebft dem Statut in dem 

Amtsblatte der Koͤniglichen Regierung in Duͤſſeldorf abgedruckt werden wird. 
Berlin, den 18. Oktober 1857. 


Der Miniſter für Handel, Gewerbe und Der Minifter des 
öffentliche Arbeiten. Innern. 
v. d. Heydt. v. Weſtphalen. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober-Hofbuchdruckerei 
(R. Decker). 


